				Antragsteller:







[bookmark: Text1]Bezirksamt Spandau von Berlin 							       Datum:      
Arbeitsstelle Gewaltprävention, Diversity und Antidiskriminierung
z.Hd. Ann Seidens, BzBm Zuw 
Carl-Schurz-Straße 2/6
13597 Berlin


Antrag auf Gewährung einer Zuwendung aus Mitteln der Landeskommission Berlin gegen Gewalt für das Haushaltsjahr 2025	  	

Projektnummer: 			       				(wird von der Bewilligungsstelle vergeben)
[bookmark: Text11]Antragsteller:			       
[bookmark: Text10]Identifikationsnummer		       		(für Zuwendungsgewährung notwendig, s. Punkt 10 – Ergänzung)

[bookmark: Text12]Ansprechperson (fachlich):	    	       
[bookmark: Text13]Anschrift:				       
[bookmark: Text14]Telefon/Fax:			       
[bookmark: Text15]E-Mail-Adresse:			       

Ansprechperson (haushälterisch):  	        
Anschrift: 				        
Telefon/Fax:			        
E-Mail-Adresse:			        

[bookmark: Text16]Rechtsform:			        


1. Wir beantragen für das Haushaltsjahr 2025 die Gewährung einer Zuwendung

[bookmark: Text4][bookmark: Text5]Bewilligungszeitraum:		von      		 bis      
[bookmark: Text6]Antragssumme:			      €
Projektbezeichnung/
[bookmark: Text7]Zuwendungszweck:		     

[bookmark: Text17]Projektanschrift:			     
(wenn abweichend vom Antragsteller)

Kurzbeschreibung des Zuwendungszwecks*): 
	





*) Darstellung des Projekts und das Ziel des Projekts / Zielbeschreibung für die Erfolgskontrolle

2. Für den gleichen Zweck wurden/werden beifolgenden öffentlichen und nicht öffentlichen Stellen Mittel beantragt:
	Stelle
	Höhe der Mittel in €

	
	

	
	



3. Angaben zur Mittelverwaltung
a)	Buchführung:

☐ kaufmännische doppelte Buchführung
☐ einfache Einnahme- und Ausgabebuchführung 

b)	Buchhaltung und Kasse werden geführt durch:

☐ hauptamtliche Personen		☐ ehrenamtliche Personen

c)	Das Jahresergebnis wird geprüft durch:

☐ eigene Revisoren			☐ fremde Revisoren bzw. Wirtschaftsprüfer
[bookmark: Text29]☐ ehrenamtliche Kassenprüfer	☐      

4. Rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnis
a) [bookmark: Text24]Die rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnis ist gemäß §       der Satzung vom       und der Eintragung ins Vereinsregister vom       derart geregelt, dass sie wie folgt ausgeübt wird:
☐ von dem Vorstand gemeinschaftlich
☐ von jedem Vorstandsmitglied allein
☐ vom Vorsitzenden und einem weiteren Vorstandsmitglied
☐ von zwei Vorstandsmitgliedern gemeinsam
[bookmark: Text28]☐      		
ausgeübt wird.



b) Name/n aller Personen, die die rechtsgeschäftliche Vertretung/en ausüben:


[image: ]
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c) Der Vereinsregisterauszug wird durch die Bewilligungsstelle in folgender Datenbank https://www.handelsregister.de/rp_web/welcome.xhtml überprüft.
Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG) zum 01.08.2022 wird der Abruf aller Registerinhalte aus dem Handels-, Genossenschafts-, Vereins- und Partnerschaftsregister sowie der elektronisch verfügbaren Dokumente über das Gemeinsame Registerportal der Länder ab dem 01.08.2022 kostenfrei angeboten. Eine Registrierung und auch ein Login sind ab diesem Zeitpunkt nicht mehr erforderlich.)

5. Freistellung von der Körperschaftssteuer
[bookmark: Text18][bookmark: Text19](Letzter) Freistellungsbescheid zur Körperschafts-/Gewerbesteuer liegt vor vom       für die Kalenderjahre      
☐ liegt Ihnen bereits vor	☐ ist beigefügt	☐ wird unaufgefordert nachgereicht

6. Sonstige Angaben
☐ Berechtigung zum Vorsteuerabzug gem. § 15 des Umsatzsteuergesetzes
☐ Berechtigung zum Vorsteuerabzug gem. § 15 des Umsatzsteuergesetzes
	     für dieses Projekt (Die sich ergebenen Vorteile sind ggf. im Finanzierungsplan auszuweisen)
	☐ sonstigen Anspruch auf Erstattung der Umsatzsteuer
 	☐ Anspruch auf Gewährung einer Investitionszulage
	
7. Bankverbindung (Auszahlungen nur noch per IBAN/BIC)
[bookmark: Text20]Bankinstitut:	     
[bookmark: Text21]IBAN:		     
[bookmark: Text22]BIC:		     
[bookmark: Text23]Kontoinhaber:	     

8. Angaben über einzureichende Antragsunterlagen
Folgende antragsrelevante Unterlagen sind dem Antrag beigefügt:
Pflichtanlagen:
☐ Finanzierungsplan 
☐ ausführliche Konzeptbeschreibung (Zielbeschreibung für Erfolgskontrolle)
☐ Erklärung zur Leistungsgewährungsverordnung (LGV)
☐ Stellenplan (nur für festangestellte Kräfte)
☐ Übersicht Honorarkräfte 
☐ Honorarverträge (nur, wenn vorhanden)
☐ Personalkostenkalkulation (nur für festangestellte Kräfte)
☐ Qualifikationsunterlagen (z.B. staatliche Anerkennung ...), wenn noch nicht vorgelegt
☐ Stellenbeschreibung und –bewertung, wenn noch nicht vorgelegt
☐ Sonstiges (Verträge: Strom, Gas, Kopierer, Mietvertrag, Erläuterung zu bestimmten Ausgabepositionen, Kostenangebote)
☐ Einwilligungserklärung/Datenschutz

Einmalig mit diesem Antrag einzureichende aktuelle Anlagen:
(In den Folgejahren ohne Aufforderung ggf. zu aktualisieren)
a) Aktuelle Satzung, Statuten etc.			☐liegt Ihnen bereits vor		☐ist beigefügt
b)  Aktueller Freistellungsbescheid vom Finanzamt	☐liegt Ihnen bereits vor		☐ist beigefügt

9. Erklärung zum Vergütungstarif:
Ich/wir erkläre/n, dass ich/wir tarifgebunden bin/sind an:
☐  TVL  oder 	 ☐  anderer Tarif – welcher:      

10. Transparenzerklärung
☐		Wir erklären unsere Einwilligung dazu, dass die Angaben gemäß Nr. 1.5.1 AV zu § 44 LHO (Name und Postanschrift des Zuwendungsempfängers, Art, Höhe und Zweck der Zuwendung) im Zusammenhang mit der von uns beantragten Zuwendung im Falle einer Bewilligung auf der 
Internetseite der zuständigen Senatsverwaltung veröffentlicht werden.
Ergänzung gem. Senatsbeschluss 3633/2011 vom 28.04.2011:
Ab dem Bewilligungsjahr 2012 ist es für die/den Antragsteller/in (juristische Personen) Pflicht, im Antrag eine Identifikationsnummer -ID- (vgl. s. S.1) anzugeben, die vor Beantragung für den neuen Förderzeitraum von der Senatsverwaltung für Finanzen, Referat II B, unter folgender E-Mail-Adresse vergeben wird: Registrierung@senfin.berlin.de
Mit dieser ID wird die Registrierung in der Transparenzdatenbank im Rahmen der Initiative Transparente Zivilgesellschaft (Anlage 2 Rahmenförderungsvertrag) dokumentiert.

11. Erklärung zur Datenverarbeitung/ -erhebung
☐	Ich/Wir stimme/n der Erhebung, Verarbeitung und Übermittlung von personenbezogenen und
antragsgebundenen Daten zu. 
Hinweis: Die Datenverarbeitung erfolgt unter den Voraussetzungen gem. § 10 Abs. 1 i.V.m. § 6 Abs. 1 und des § 6a Abs. 1 und 2 und der §§ 9, 11,12, 13,14 des Berliner Datenschutzgesetz (BlnDSG). Der Fördernehmer muss der dieser Daten mit der Antragstellung zustimmen. Wird die Zustimmung verweigert, werden keine Fördermittel bewilligt. Wenn Projekte durch Mittel des Landes Berlin gefördert wurden, kann der Rechnungshof von Berlin projektbezogene Daten im Rahmen der Rechnungsprüfung verarbeiten. Der Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit von Berlin kann im Rahmen seiner Kontrollbefugnis (§ 28 BlnDSG) projektbezogene Daten verarbeiten.

12. Erklärung zur Transparenzdatenbank– siehe Anlage 7

☐	Ich/Wir erklären, dass die Angaben auf Vollständigkeit und Aktualität überprüft worden sind 




13. Erklärung zum Grundsatz der Bewilligung
☐	Ich/Wir erkläre/n, dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden ist und vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides ohne Zustimmung der Bewilligungsstelle nicht begonnen werden wird.
☐  	Mir/Uns ist bewusst, dass eine Auszahlung von Mitteln erst nach Erteilung der Bewilligung
       	möglich ist.
Hinweis: Beginnen Sie mit dem Vorhaben nicht, bevor die Bewilligungsstelle dem vorzeitigen Maßnahmenbeginn schriftlich zugestimmt hat. Als Vorhabenbeginn ist gemäß Nr. 1.4. AV zu § 44 LHO grundsätzlich der Abschluss verbindlicher Verträge (ohne Rücktrittsrecht) eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten.
☐	Ich/Wir bitte/n um Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmebeginns*.
           		(* bei vorgesehenem Maßnahmebeginn ab 01.01.2025 bzw. lückenloser Fortführung des Projektes)

14. Weitere Erklärungen
13.1 ☐ 		Ich/Wir erkläre/n, dass wir die beantragten Mittel im Falle der Bewilligung wirtschaftlich und
                 	sparsam sowie ausschließlich entsprechend dem Zuwendungszweck verwenden werden. 
13.2 ☐ 	Ich/Wir erkläre/n, dass keine andere Finanzierung möglich ist. Ich/Wir bestätige/en, dass für den gleichen Verwendungszweck wurden / werden bei öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen keine Mittel beantragt.
13.3 ☐ 	Ich/Wir versichere/n die Richtigkeit und Vollständigkeit der vorstehenden Angaben einschließlich der Angaben im beigefügten Finanzierungsplan zu Art und Höhe der Eigenmittel und der erwartbaren projektbezogenen Einnahmen. Ich/Wir verpflichte/n mich/uns, alle im Antrag gemachten Angaben zu belegen. Ich/Wir werde/n die Bewilligungsstelle zudem unverzüglich schriftlich unterrichten, wenn sich hinsichtlich von Umständen, zu denen ich/wir Angaben gemacht habe/n, Änderungen ergeben.
13.4 ☐ 	Mir/Uns ist bekannt, dass aufgrund unrichtiger oder unvollständiger Angaben unberechtigt
      		erhaltene Mittel unverzüglich zurückzuzahlen und ab Empfang mit 5 Prozentpunkten über dem
      		Basiszinssatz zu verzinsen sind. Des Weiteren ist mir/uns bekannt, dass die Nichteinhaltung v			der Zweckbindungsfrist zur Rückforderung der Mittel führen kann.
13.5 ☐ 	Ich/Wir versichere/n, dass mir/uns die in Nr. 3.4.1 bis 3.4.3 AV § 44 LHO als
                  	subventionserheblich und mit der Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 StGB
                  	benannten Tatsachen bekannt sind und zum Zeitpunkt der Antragstellung bezogen auf den
                  	Zuwendungszweck nicht vorliegen.
13.6 ☐ 	Ich/wir erkläre/n, dass ich/wir das Infoblatt „Informationen zum Datenschutz zur Erhebung von
       	personenbezogenen Daten durch die Abteilung Bauen, Planen und Gesundheit nach Art. 13  
	EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) im Rahmen der Bearbeitung von Zuwendungen
           	erhalten und zur Kenntnis genommen habe/n.
13.7 ☐  	Ich/Wir willige/n ein, dass unsere hier und im weiteren Antragsverfahren angegebenen
persönlichen Daten im Rahmen der Bearbeitung unseres Antrages verwendet werden. Wir haben das Recht, unsere Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt.

[bookmark: Text27]                                            ______________________________________________________
 Stempel                 Datum	      Verbindliche Unterschrift(en) der zur rechtsgeschäftlichen Vertretung befugten Personen
		                               (Bitte Namen in Druckbuchstaben wiederholen) 
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